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An vielen Bremer Schulen bröckelt es. Kaputte Toiletten hier, 
unzuverlässige Heizungsanlagen dort, marode Gebäude und 
Turnhallen – viele Schüler in Bremen und Bremerhaven lernen 
inzwischen in einem Umfeld, das nicht unbedingt zum Wohl-
fühlen einlädt. Gleichzeitig steigen die Schülerzahlen stark an 
und die Raumkapazitäten platzen aus allen Nähten. Alles nicht 
vom Himmel gefallen, meint der bildungspolitische Sprecher, 
Dr. Thomas vom Bruch. Doch der rot-grüne Senat scheint kein 
Konzept zu haben, wie die bauliche Misere zu meistern ist.

Die Zahlen verdeutlichen, dass sich ein gewaltiger Berg ange-
staut hat: Um den steigenden Schülerzahlen gerecht zu werden, 
muss Bremen im laufenden Jahr 26 zusätzliche Grundschulklas-
sen gründen, 20 zusätzlich benötigte Klassenverbände an den 
weiterführenden Schulen sowie Räumlichkeiten für 28 Gruppen 
mit sonderpädagogischem Bedarf schaffen. 96 von 125 Schul-
standorten müssen baulich angefasst, neun Schulen gänzlich 
neu gegründet werden. »Diese Entwicklung ist dramatisch, 
weil weder organisatorisch noch finanziell geklärt ist, wie das 
bewerkstelligt werden soll. Ich sehe den geordneten Schulan-
fang zum Sommer ernsthaft in Gefahr«, macht Dr. Thomas vom 
Bruch deutlich. Die Situation sei zu lange verschlafen worden, 

die Bildungsbehörde habe anderthalb Jahre zu spät die Schul-
raumplanung vorgelegt. »Wir haben die vergangenen Jahre im-
mer wieder über den steigenden Platzbedarf im Kita-Bereich 
gesprochen. Überrascht es den Senat wirklich, dass diese Kinder 
auch irgendwann in die Schule kommen?«

Aber auch bei der Finanzierung scheint der Senat planlos: Ins-
gesamt, so hat der bildungspolitische Sprecher ausgerechnet, 
sind mittelfristig mindestens 1,2 Milliarden (!) Euro notwendig, 
vor allem um Schulneu-, Erweiterungbauten und Sanierungen 
in Bremen zu finanzieren. Noch nicht berücksichtig sind dabei 
die Sanierungs- und Neubaukosten für Schulen in Bremerhaven 
sowie zusätzliches Personal, Turnhallen und die berufsbilden-
den Schulen. Die Folgen des verpassten Ausbaus gehen bereits 
heute gewaltig ins Geld. Denn hunderte Container sind aktuell 
die einzige Abhilfe beim Raummangel. Die Kosten für Aufbau 
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und anmietung im aktuellen Haushalt. immerhin 10 
mio. euro, sollen aus dem Personalbudget des Bildungs-
ressorts abgezweigt werden und gehen somit zu Lasten 
der Unterrichtsversorgung.

Kostenart Betrag in Mio. Euro

Räumlicher Mehrbedarf 545 Mio. Euro

Sanierungsbedarfe 675 Mio. Euro

Sonderprogramm u.a. für Container 69 Mio. Euro

Gesamt 1,2 Milliarden Euro

angesichts der erschreckenden investitionsbedarfe zei-
ge sich, so vom Bruch, dass der Senat seinen Haushalt 
auch auf dem rücken der Schülerinnen und Schüler sa-
niert habe, indem dringende notwendige investitionen 
auf die lange Bank geschoben worden seien. »Das zu 
stemmen, wird die Zukunftsherausforderung Bremens! 
wir brauchen noch vor der wahl ein konzept des Se-
nats, das die zeitliche und finanzielle Planung darstellt«, 
fordert der bildungspolitische Sprecher. Für die cDU-
Fraktion ist ein Landesprogramm unter einschluss aller 
kosten notwendig.

Bliebe sie Bildungssenatorin, könnte claudia Bogedan 
auch im kommenden Schuljahr die notwendigen Schul-
plätze nur durch container-klassen abfedern können. 
»Damit werden mobilbauten – sowohl im kita- als auch 
im Schulbereich – für viele von der ausnahme zu regel 
und Frau Bogedan langsam aber sicher zur Senatorin für 
kinder und container. Die anmietung und aufstellung 
kosten richtig viel Geld, das im wesentlichen einfach 
nur durchläuft. aber das container-modell geht letzt-
lich auch zu Lasten der aufenthaltsqualität. »mehr Bil-
dungsqualität entsteht dadurch sicher nicht«, warnt vom 
Bruch mit Blick auf Bremens letzten Platz in nationalen 
Bildungsvergleichen.

er befürchtet aber nicht nur bei der Finanzierung, son-
dern auch bei der Umsetzung von neubauten und Sanie-
rungen durch immobilien Bremen Probleme und zu we-
nig Geschwindigkeit. Dass diese Sorge gerechtfertigt ist, 
sieht man exemplarisch in Gröpelingen: 2011 beschloss 
die Bildungsdeputation die Gründung der oberschule 
ohlenhof am Halmerweg, vierzügig und für die Jahr-
gangsstufen 5 bis 10 konzipiert. Den Betrieb nahm die 
oberschule neben der bereits ansässigen Grundschule 
zum Schuljahr 2012 / 13 auf. Doch bis heute lernen die 
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Kinder dort in Containern. Auch von dem 
angekündigten Campus – der neben Ober- 
und Grundschule auch Sporthalle, Freizeit-
heim und Spielhaus sowie diverse Frei- und 
Aktionsflächen, ein Kleinspielfeld und einen 
Spielplatz umfassen und zum Ort der schu-
lischen und außerschulischen Begegnung 
werden sollte – ist außer ein paar Bauzäunen 
nichts zu sehen. »Die Planung und Realisie-
rung ist zu oft quälend langsam«, sagt der 
CDU-Abgeordnete. Der Stillstand kostet: Al-
lein die Containermieten an der Oberschule 
Ohlenhof haben in den vergangenen Jahren 
bereits fast 4 Mio. Euro verschlungen. Das 
Interesse von Schülern und Eltern an dem 
noch nicht mal halbfertigen Vorzeige-Cam-
pus ist – wen wundert es – ernüchternd. Für 
das Schuljahr 2018 / 19 gaben nur 17 Schüler 
als Erstwahl die Oberschule Ohlenhof an. 
Für 27 der dort vorhandenen Plätze fanden 
sich selbst nach der Erfüllung der Zweit- und 
Drittwahlwünsche keine Schülerinnen und 
Schüler mehr, sodass buchstäblich »aufge-
füllt« werden musste.

Für mehr Schnelligkeit muss aus Sicht von 
vom Bruch auch bei Neubauten umge-
dacht werden: »Wir müssen pragmatisch 
sein, auch was zum Beispiel die Einbezie-
hung privater Investoren angeht«, sagt er. 
Zudem müsse aus Sicht der CDU-Fraktion 
nicht jeder Schulneubau so geplant werden, 
als gehe es um einen Architekturpreis. »Bei 
dem Handlungsdruck, den wir in der Sache 
haben, könnte eine modulare Bauweise bei 
Schulgebäuden die Planung erheblich ver-
kürzen.« Statt jedes neue Schulgebäude 
individuell zu planen, könnte hier auf ein 
schnell verfügbares Baukastensystem zu-
rückgegriffen werden, das nur noch in ein-
zelnen Punkten (z. B. Anzahl und Größe der 
Räume) an die individuellen Anforderungen 
der Schulen angepasst werden müsste.

Schlecht ist es auch um die (Schul-)Sporthal-
len bestellt. Ein von der CDU-Fraktion seit 
Jahren gefordertes Sporthallenkataster, das 
den baulichen Zustand der Hallen dokumen-
tiert und den Finanzierungsbedarf benennt, 
ist seit wenigen Wochen öffentlich: Danach 
besteht ein Sanierungsbedarf mindestens 

von rund 90 Mio. Euro. »Das sind nur die 
Zahlen, die Situation ist auch für den Ver-
eins- und Schulsport an sich katastrophal, 
wenn nicht endlich gehandelt wird«, sagt 
Marco Lübke, sportpolitischer Sprecher der 
CDU-Fraktion. Eine Anfrage an den Senat 
hatte im vergangenen Jahr ergeben, dass die 
zur Verfügung stehenden Sportraumkapa-
zitäten planmäßigen Sportunterricht nicht 
abdecken können. »Der Senat empfiehlt 
stattdessen unter anderem Sportunterricht 
im Freien oder Bewegungsangebote inner-
halb des Schulgebäudes. Das ist doch gro-
tesk, sollen die Kinder Staffellauf im Trep-
penhaus üben?«, kritisiert Lübke.

In Burg-Grambke fällt am Schulzentrum 
an der Alwin-Lonke-Straße derzeit Sport-
unterricht zum Teil ganz aus. Die dortige 
Halle war 2015 / 16 als Flüchtlingsunterkunft 
genutzt worden und sollte eigentlich bis 
Sommer vergangenen Jahres saniert wor-
den sein – ohne Ergebnis. »Ich habe meine 
Zweifel, ob der Senat es bis zu diesem Som-
mer hinbekommt«, sagt der sportpolitische 
Sprecher. Auch direkt angrenzenden Gröpe-
linger Ortsteil Oslebshausen ist das Schul- 
und Vereinssportangebot seit drei Jahren 
nur noch eingeschränkt: Die Turnhalle am 
Oslebhauser Park war 2016 abgebrannt. 
Bis heute besteht keine Klarheit hinsicht-
lich einer Ersatzlösung. Lübke betont, das 
gerade in sozial benachteiligten Stadtteilen 
die Auswirkungen fehlender Sportange-
bote fatal seien: »Dort haben wir doch die 
größten Herausforderungen was Integra-
tion und gesellschaftlichen Zusammenhalt 
angeht und auch mehr Kinder mit gesund-
heitlichen Problemen wie Übergewicht oder 
Bewegungsmangel. Gemeinsamer Sport 
ist da unverzichtbar, wenn uns die gesunde 
Entwicklung unserer Kinder wirklich wich-
tig ist«, so Lübke und fordert: »Gerade weil 
wir steigende Schülerzahlen haben, müssen 
auch die Turnhallen zur uneingeschränkten 
Nutzung zur Verfügung stehen.«�
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Kaum ein politischer Vorschlag ist im vergangenen Jahr 
so heiß diskutiert worden: Gemeinsam mit Spitzen-
kandidat Carsten Meyer-Heder hatte die CDU-Frak-
tion Mitte 2018 ein Konzept für ein Medizinstudium 
in Bremen vorgestellt und damit eine positive Debat-
te angestoßen. Ein mutiger Impuls, der nicht nur den 
bundesweiten Ärztemangel abfangen soll, sondern von 
dem auch Bremens Wirtschaft und Wissenschaft pro-
fitieren würden. Rot-Grün jedoch traut sich innovative 
Zukunftsprojekte offenbar nicht mehr zu. Ohne seriö-
se Prüfung erstickten sie den Ideenwettbewerb um die 
buchstäblich beste Medizin für Bremen im Keim. Sie 
verfolgen lediglich eine »Light«-Version weiter.

Die Gründe für ein medizinisches Vollstudium, wie es 
die CDU will, sind vielfältig: Schon heute arbeitet jeder 
achte Erwerbstätige in Bremen in der Gesundheitsbran-
che. Die Arbeitnehmerkammer bezeichnet sie sogar als 
Beschäftigungsmotor. Eine medizinische Fakultät könn-
te diese Entwicklung ankurbeln und mit Ansiedlungen, 
Ausgründungen, neuen Arbeitsplätze und Einwohnern 
für mehr Wirtschaftswachstum sorgen. Der Aufbau 

eines Medizinstudiums wäre also kein reiner Ausga-
beposten. Auch die Universität könnte profitieren: Ein 
Medizinstudium würde sich nicht nur gut in die bereits 
bestehenden Strukturen einfügen, sondern auch neue 
Impulse für Forschung und Kooperationen schaffen 
und die Chancen erhöhen, damit die Universität bei der 
nächsten Bewerbungsrunde wieder ihren Exzellenzsta-
tus erhält.

Eine ergebnisoffene Prüfung des Vorschlages befür-
worteten auch Experten aus Ärzteschaft, Kliniken und 
Hochschullandschaft. Doch während einer gemeinsa-
men Sitzung von Wissenschaftsausschuss und Gesund-
heitsdeputation im Januar lehnten die Vertreter von 
Rot-Grün zum Entsetzen vieler Experten eine Mach-
barkeitsstudie zur Prüfung und Klärung der Kosten von 
vornherein ab. Sie wollen stattdessen eine Light-Version 
prüfen, bei der lediglich der klinische Teil in Bremen 
stattfände. »Damit wird eine nachhaltige Chance für den 
Forschungs-, Wissenschafts- und Medizinstandort ver-
geben. Bremen ist das einzige Bundesland ohne Medi-
zinerausbildung. Solch eine politische Mutlosigkeit kann 
ich nicht nachvollziehen«, kritisiert der gesundheitspo-
litische Sprecher Rainer Bensch. Auch das Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung setze in seinem 
»Masterplan Medizinstudium 2020« klar auf eine stär-
kere Verschmelzung von klinischen und vorklinischen 
Ausbildungsabschnitten statt einer Trennung, wie SPD 
und Grüne es wollen.

»Die Vorteile und Chancen für unser Bundesland bei ei-
ner Vollversion überwiegen gegenüber der rot-grünen 
Light-Version«, sagt auch Susanne Grobien, wissen-
schaftspolitische Sprecherin der CDU-Fraktion. Bremen 
verfüge bereits über eine gute Infrastruktur. Und tat-
sächlich: Viele Krankenhäuser in Bremen und Bremer-
haven sind bereits heute Lehrkrankenhäuser für Medi-
zinstudenten aus anderen Städten. Viel gutes Know how 
und Ausbildungskapazitäten wären daher schon heute 
vorhanden. An der Universität, den Hochschulen sowie 
außeruniversitären Instituten gibt es zudem bereits na-
turwissenschaftliche und medizinische Studienangebo-
te und Forschungsprojekte. »Von einer rein klinischen 
Ausbildung hat die Universität dagegen keinerlei Vor-
teile, insbesondere die Forschung und damit die Sogwir-
kung auf Wissenschaftler und Experten bleiben auf der 
Strecke« kritisiert Grobien. Sie und ihr Kollege Rainer 
Bensch sind sich einig: »Die rot-grüne Regierung vergibt 
hier ohne plausible Begründung eine echte Chance, den 
Medizin- und Forschungsstandort nachhaltig zu stär-
ken!«�
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Damit Kinder unabhängig von ihrer Herkunft oder So-
zialisation bei ihrer Einschulung die gleichen Chancen 
haben, hat die CDU-Fraktion Ende des vergangenen 
Jahres ihr Konzept für eine Ganztags-Garantie bis zum 
Schulabschluss vorgestellt und außerdem ein verpflich-
tendes drittes Kindergartenjahr gefordert. Bildungs-
forscher Prof. Dr. Christian Palentien hat das Konzept 
mitentwickelt. In seinem Gastkommentar schreibt er, 
warum auch aus wissenschaftlicher Sicht viel dafür 
spricht.

In den letzten Jahren haben insbesondere die Ergebnis-
se groß angelegter und zumeist vergleichender Studien 
dem Bildungssektor im Land Bremen zahlreiche Defizite 
attestiert. Sie betreffen alle Alterskohorten und zeigen:

	 Unterdurchschnittliche Kompetenzen in den Berei-
chen Mathematik, Naturwissenschaften und Deutsch 
der Schülerinnen und Schüler in der Sekundarstufe

	 Sozioökonomischer Status und soziokulturelle Her-
kunft korrelieren mit der mathematischen, der Lese- 
und naturwissenschaftlichen Kompetenz

	K ompetenzen sogenannter »Risikoschülerin-
nen / schüler« reichen in der Sekundarstufe nicht 
über das Grundschulniveau hinaus

	K ompetenzdefizite sind in einer starken Ausprägung 
bereits in der Grundschule feststellbar und

	K ompetenzdefizite entwickeln sich vielfach bereits 
vor Eintritt in das Schulsystem

Hinzu kommen zahlreiche Veränderungen in anderen 
gesellschaftlichen Sektoren, wie z.B. auf dem Arbeits- 

und Wohnungsmarkt sowie im Freizeit- und Konsumbe-
reich, die insbesondere Alleinerziehende, kinderreiche 
und junge Familien vor besondere Herausforderungen 
stellen.

Die Konsequenz: Der Anteil der Kinder und Jugendli-
chen, die in Bremen in Armut leben, steigt kontinuierlich 
an. Darüber hinaus sind immer mehr Familien der Mittel-
schicht und alleinerziehende Frauen von Armut bedroht.

Kinder, die aufgrund ihres familiären Hintergrunds be-
nachteiligt sind, haben oft schon vor dem Eintritt ins 
Schulsystem verminderte Chancen, die sich im Laufe 
der Zeit noch weiter verfestigen. Trotz zahlreicher bil-
dungspolitischer und pädagogischer Bestrebungen ist 
es bisher nicht gelungen, diesen ungerechten Kreislauf 
zu durchbrechen.

Der Ausbau der Kinderbetreuung und die Einführung 
einer verpflichtenden Inanspruchnahme von Kinderbe-
treuungseinrichtungen für 5-Jährige, wie die CDU-Frak-
tion vorgeschlagen hat, ist ein aufwändiger, gleichzeitig 
aber auch ein mutiger und erfolgversprechender Schritt, 
wenn es um die Lösung dieser Probleme geht. Diese 
Betreuungsstrukturen mit einem Ausbau ganztätiger 
Schulangebote in der Grundschule fortzuführen, ist ein 
weiterer und wichtiger Schritt in die richtige Richtung.

So wird ein gutes Betreuungsangebot darüber hinaus 
als positiver Standortfaktor im Wettbewerb um Unter-
nehmensansiedlungen angesehen; zudem kann eine 
umfassend ausgebaute Ganztagsbetreuung auch zu Ein-
sparungen öffentlicher Mittel auf kommunaler Ebene in 
erheblicher Höhe führen, vor allem dann, wenn allein er-
ziehende Mütter und Väter in die Lage versetzt werden, 
eine Arbeit aufzunehmen.�
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Vor gut einem Jahr hat die CDU-Fraktion eine lebhafte 
Debatte in Bremen angestoßen. Die Idee: Auf dem Ge-
lände am Neustädter Hafen könnte direkt am Wasser 
neuer und attraktiver Wohnraum für junge Familien 
und Menschen mit mittlerem Einkommen entstehen. 
Die Projektidee ist in den vergangenen Monaten breit 
diskutiert worden, sogar eine interaktive Ausstellung 
gab es zu dem Projekt. Nun haben die Christdemokra-
ten einen Antrag ins Parlament eingebracht, denn über 
die Zukunft des Areals muss diskutiert werden.

Fakt ist: 2027 läuft der aktuelle Pachtvertrag des 100 
Hektar großen und im städtischen Besitz befindlichen 
Areals mit der BLG aus. »Über die zukünftige Nutzung 
des Neustädter Hafens muss deshalb in nächster Zeit 
entschieden werden«, sagt Jörg Kastendiek, wirtschafts-
politischer Sprecher der Fraktion. Denn neben der 
städtebaulichen Perspektive mit Wohnraum für 15.000 
Menschen ist der Neustädter Hafen auch aus wirtschaft-
licher Sicht von großer Bedeutung. Der Hafen gilt als 
größter europäischer Terminal für Stück- und Schwergut. 
Der langfristige Trend zeigt jedoch, dass die Umschlags-
zahlen nach unten gehen. 2005 betrug die Gesamtum-
schlagsmenge noch 2,8 Mio. Tonnen., waren es 2016 nur 
noch 1 Mio Tonnen. Zwar stieg der Wert 2017 wieder 
auf 1,3 Mio. Tonnen an, liegt aber weit unter den Um-

schlagszahlen der Vergangenheit. »Als Stadtstaat haben 
wir in Bremen Flächenknappheit und eine Konkurrenz 
zwischen Wohnen und Gewerbe. Die Nutzung des Neu-
städter Hafens muss deshalb aus unserer Sicht zukünf-
tig werthaltiger sein«, sagt Kastendiek. Denkbar sind 
aus Sicht der CDU-Fraktion drei Varianten: Entweder 
die Umnutzung als Wohngebiet und neuer Stadtteil, die 
gewerbliche Weiterentwicklung des Areals, zum Beispiel 
als Erweiterungsfläche des GVZ oder eine Mischnut-
zung aus Wohnen und Gewerbe wie in der Übersee-
stadt. »Wir wollen die Zukunft des Neustädter Hafens 
frühzeitig planen. Dabei darf es keine Denkverbote 
geben, sondern wir müssen in einen Ideenwettbewerb 
treten. Einen ungewöhnlichen Impuls haben wir mit dem 
Vorschlag, dort einen ganz neuen und modernen Stadt-
teil für Familien, Paare, Studenten, Senioren oder Sing-
les zu bezahlbaren Preisen zu schaffen, gesetzt. Von der 
Koalition habe ich noch nichts Konstruktives gehört«, 
macht Thomas Röwekamp deutlich, Vorsitzender der 
CDU-Fraktion. Die CDU hat deshalb einen Antrag ins 
Parlament eingebracht, der den Prozess der ergebnisof-
fenen Diskussion zur Zukunft des Areals voranbringen 
soll und eine Machbarkeitsstudie für alle drei Varianten 
einfordert. »Auf dieser Basis können wir die bestmögli-
che Nutzung für den Neustädter Hafen diskutieren«, so 
Röwekamp abschließend.�
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Mittlerweile ist es eine liebgewonnene Tra-
dition: In regelmäßigen Abständen lädt die 
CDU-Fraktion interessierte Bürger in ihre 
Räumlichkeiten ein, um am Wall Künstle-
rinnen und Künstler kennenzulernen. Ende 
Februar ist im CDU-Haus zum sechsten Mal 
eine neue Kunstausstellung eröffnet wor-
den. Urban Sketching Bremen ist das Mot-
to des Künstlers Till Lenecke, dessen Werke 
bis Anfang Juni ausgestellt sind.

Urban was? Urban Sketching ist der Mo-
debegriff für Reiseskizzen. Eindrücke einer 
Stadt werden nicht durch Fotos oder gar Sel-
fies festgehalten, sondern durch Zeichnun-
gen. Till Lenecke hat sich dabei – als gebür-
tiger Hamburger! - Bremen verschrieben: 
Auf seinen Streif- und Zeichenzügen hat er 
bekannte Bremer Orte mit Feinliner und 
Aquarellstiften festgehalten. Liebevoll im 
Detail und teils mit eigenen Kommentaren 
und Verweisen. Wer sich die Bilder von Till 
Lenecke im CDU-Haus anschaut, der merkt 

schnell, es geht dem Künstler aber nicht nur 
um die Bremer »Hot-Spots«. Auch verwun-
schene Ecken, vergessene Winkel und inte-
ressante Orte in Bremen hat der Illustrator 
festgehalten.

Kurz um: Jeder Betrachter hat die Chance, 
›seine‹ Bremer Ecke bei den insgesamt 44 
Bildern von Till Lenecke wiederzuentde-
cken. Und so war auch unter den zahlreichen 
Besucher, die sich bei der Ausstellungseröff-
nung auf die bildliche Reise durch Bremen 
begaben, das ein oder andere Mal zu hören: 
»Ach, das ist doch bei mir um die Ecke!« Wer 
bei der Eröffnung nicht dabei sein konnte, 
hat noch bis Anfang Juni die Chance: Die 
Ausstellung mit Bildern von Till Lenecke ist 
kostenlos von Montag bis Donnerstag zwi-
schen 9 und 17 Uhr und freitags von 9 bis 16 
Uhr im CDU-Haus, Am Wall 135, zu sehen. 
Die Bremer Impressionen des Künstlers 
können auch erworben werden, eine Preis-
liste liegt aus.�

Jeden Tag aufs Neue wälzen sich durch den 
ländlichen Bremer Stadtteil Strom die Be-
rufs- und Schwerlastkolonnen. Hunderte 
LKWs pro Tag steuern das Güterverkehrs-
zentrum (GVZ) an, Pendler nutzen die Stre-
cke als Alternative, wenn es sich auf der B75 
mal wieder staut. Frank Imhoff, Abgeord-
neter der CDU-Fraktion und Mitglied der 
Verkehrsdeputation, lebt selbst in Strom 
und weiß wie die Menschen leiden: »Die 
Belastung durch den hohen Durchgangs-
verkehr ist für einen kleinen Ortskern be-
sonders fatal. Nicht nur die Lebensqualität 
leidet, es ist auch gefährlich«, so Imhoff. 
Erst kürzlich hatten rund 70 Anwohner in 
Strom mit Plakaten auf ihre Situation auf-
merksam gemacht.

Abhilfe könnte die B212 neu mit einem An-
schluss nach Delmenhorst schaffen. Sie 
soll den Logistikstandort GVZ mit dem 
niedersächsischen Umland verbinden und 
könnte die Stromer Landstraße entlasten. 
»Eine Entlastungsstraße ist den Menschen 
in Strom schon vor 35 Jahren versprochen 
worden. Sie würde nicht nur den Stromern 
zu Gute kommen, sondern wäre für Bre-
men als überregionaler Wirtschafts- und 
Pendlerstandort von großer Bedeutung«, 
macht Frank Imhoff deutlich. Das Problem: 
Das niedersächsische Delmenhorst sperrt 
sich aus eigenen Interessen bisher gegen 
diese Variante. Der Bremer Senat zeige sich 
bei den Bemühungen, die Nachbarn umzu-
stimmen und sich für die Stromer und den 
Verkehrsstandort Bremen einzusetzen, je-
doch bisher verhalten, kritisiert Frank Im-
hoff: »Seit 10 Jahren hat es keine Gesprä-
che zwischen dem Senat und dem Rathaus 

in Delmenhorst gegeben. Ich wünsche mir 
mehr Einsatz, statt einen gesunden Stadt-
teil seinem Schicksal zu überlassen.« Der 
Bürgerschaftsabgeordnete will das Thema 
deshalb jetzt ins Parlament bringen und den 
Senat auffordern, die Gespräche mit Nie-
dersachsen über die strittige Verkehrsfüh-
rung aufzunehmen, statt weiter Däumchen 
zu drehen. Ziel müsse sein, die B212 neu 
gemeinsam mit den Nachbarn so zu planen, 
dass auch ein Vollanschluss an Delmenhorst 
berücksichtigt wird. Wir bleiben an dem 
(Verkehrs-)Strom dran!�
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Bremer Impressionen mit  
Stift und Farbe:

Neue Aus- 
stellung im 
CDU-Haus

Raus aus dem 
Verkehr(s)-
Strom!

Frank Imhoff erwartet vom Senat, dass dieser sich für 
eine Verkehrsentlastung der Stromer stark macht.



Der Volksentscheid über die Bebauung 
der Galopprennbahn kommt: In einer von 
der CDU initiierten Sondersitzung der 
Stadtbürgerschaft lehnte die rot-grüne 
Koalition das erfolgreiche Volksbegehren 
der Bürgerinitiative (BI) Rennbahngelände 
Bremen mit knapp 25.000 gültigen Unter-
schriften ab. Damit ist der Weg frei für ei-
nen Volksentscheid am 26. Mai 2019.

Am Tag der Europa- und Bürgerschaftswahl 
werden die Bremerinnen und Bremer nun 
auch über die Zukunft des Rennbahngelän-
des abstimmen. CDU-Fraktionsvorsitzen-
der, Thomas Röwekamp, lobt das Engage-
ment der BI in den vergangenen Monaten: 
»Die Bürgerinitiative hat dafür gesorgt, dass 
die Bedenken der Menschen an den Bebau-
ungsplänen von SPD und Grünen Gehör 
finden und sich am Ende fast 25.000 Bürge-
rinnen und Bürger für eine Alternative aus-
gesprochen haben. Damit hat die Bürgerin-
itiative das erfüllt, was SPD und Grüne im 
Koalitionsvertrag versprochen haben und 
auch ansonsten gerne für sich in Anspruch 
nehmen, aber in diesem Fall schuldig geblie-
ben sind: Echte Bürgerbeteiligung!«

Wirtschaftssenator Martin Güntner, der der 
Debatte in der Bremischen Bürgerschaft 
Mitte Februar lieber gänzlich fernblieb, hat-
te im Dezember 2015 völlig überraschend 
das Aus für die Galopprennbahn und den 
Bau von rund 1.000 Wohneinheiten auf 

dem 24 Hektar großen Gelände angekün-
digt. Nicht nur der Rennbahnverein und die 
Betreiber der ansässigen Golfanlag fühlten 
sich dadurch vor den Kopf gestoßen. Auch 
zehntausende Menschen vor Ort in Heme-
lingen und der Vahr reagierten skeptisch. 
Doch Gesprächsangebote ließ der Senat 
verstreichen. Trotz eines Beschlusses des 
Beirats Hemelingen im November 2016, der 
sich lediglich gegen die Bebauung zum jetzi-
gen Zeitpunkt richtete und die Beteiligung 
der Bevölkerung forderte, peitschte Rot-
Grün wenige Tage später den Planaufstel-
lungsbeschluss durch, kündigte dem Renn-
bahnverein und löste den Pachtvertrag mit 
dem Golfclub vorzeitig auf. »Damit haben 
SPD und Grüne den formalen Startschuss 
für die Bebauung gegeben, ohne die Beden-
ken vor Ort ernst zu nehmen. Diese Guts-
herrenart hat die Menschen enttäuscht und 
verärgert«, sagt Röwekamp.

Die CDU-Fraktion könne den Protest nach-
vollziehen. »Wir haben von Anfang an deut-
lich gemacht, dass wir das beabsichtigte 
Ausmaß der Bebauung und das Verfahren 
für falsch halten«, so Röwekamp. Eine Rand-
bebauung sei aus Sicht der Christdemokra-
ten zwar möglich, aber über die bestmög-
liche Nutzung müsse man eben mit den 
Menschen vor Ort diskutieren. Denn Heme-
lingen und die Vahr sind bereits heute hoch 
verdichtet und zum Teil verkehrlich und in-
dustriell stark belastet. Die CDU-Fraktion 
hat dem Gesetzentwurf der BI im Parlament 
deshalb zugestimmt.

Bürgermeister Carsten Sieling hat sich da-
gegen lange gar nicht für den Protest in-
teressiert. »Er kümmert sich lieber um die 
Umgestaltung von ein paar Quadratmetern 
an der Domsheide als um die Zukunft einer 
Fläche von 34 Hektar und die Bedenken von 
zehntausenden Menschen«, kritisiert Röwe-
kamp in der Debatte. Erst als klar geworden 
sei, dass der Senat mit der selbstherrlichen 
Manier nicht durchkommen und das Volks-
begehren erfolgreich sein würde, habe 
Sieling keine Wahl mehr gehabt, selbst Posi-
tion zu beziehen. Doch den Hinweis auf den 
dringend benötigten Wohnraum lässt Rö-
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wekamp nicht pauschal gelten: »Wir haben 
unbestritten Wohnungsnot und Preise für 
Immobilien, die immer weiter anziehen. Das 
ist doch das Resultat von rot-grüner Untä-

tigkeit in den letzten zwölf Jahren, in den zu 
wenig Wohnraum und zu wenig Bauflächen 
geschaffen worden sind.« Diese Versäum-
nisse dürften nicht im Eilverfahren auf dem 

Rücken der Menschen in Hemelingen und 
der Vahr ausgetragen werden. Jetzt haben 
am 26. Mai 2019 die Bürgerinnen und Bürger 
das Wort!�
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CDU fordert

Ende der Offshore-
Beschränkung
Auch über das Offshore-Terminal (OTB) 
wurde im Parlament auf CDU-Initiative de-
battiert: Das größte Hafeninfrastrukturpro-
jekt für Bremerhaven steht auf der Kippe. 
Schon seit Jahren könnte hier der Umschlag 
brummen, doch zuletzt Anfang Februar wies 
ein Gericht zum wiederholten Mal die Pla-
nungsfehler des Senats hin, die den Baube-
ginn weiterhin blockieren. Die wirtschaftli-
chen Bedingungen für Offshore haben sich 
seit den Anfangsplanungen vor fast zehn 
Jahren (!) dagegen deutlich verschlechtert. 
Für die CDU-Fraktion macht Thomas Rö-
wekamp im Parlament deshalb klar: »Das 
jüngste Gerichtsurteil ist eine Zäsur gewe-
sen und Anlass für eine Neubestimmung des 
OTB.« Die CDU fordert deshalb ein Ende der 
Offshore-Beschränkung. »An Offshore fest-
zuhalten und das OTB an kleinere Bedarfe 
anzupassen, macht keinen Sinn, wenn wir 
Bremerhaven eine wirkliche wirtschaftliche 
Perspektive geben wollen.« Denn auch das 
Gericht hatte anerkannt, dass die Frage was 
umgeschlagen wird, nichts mit der Bedarfs-
begründung zu tun hat. Es sind vor allem 
regionalwirtschaftliche Gründe ausschlag-
gebend.�

Und dann geht es plötzlich doch: Jahrelang 
drückte sich der Senat um einen neuen 
Finanzausgleich zwischen dem Land Bre-
men und seinen Kommunen herum. Die 
CDU-Fraktion machte kräftig Druck (siehe 
AUSGUCK 4 / 2018). Nach einer Blamage 
von Rot-Grün im Parlament im November 
nahm auch der Senat endlich die Gesprä-
che mit seinen Kommunen auf. Seit Ende 
Januar ist klar: Bremerhaven wird endlich 
entlastet.

Die Neuregelung der innerbremischen Fi-
nanzen war notwendig geworden, um für 
gleichwertige Lebensverhältnisse in beiden 
Städten und für eine gerechtere finanzielle 
Ausstattung von Bremerhaven zu sorgen. 
Denn Bremen und Bremerhaven hatten sich 
in den vergangenen Jahren immer weiter 
auseinanderentwickelt. Der Senat sollte das 
Finanzzuweisungsgesetz darum ursprüng-
lich bereits bis Ende 2016 überarbeiten.

Weil nichts passierte, griff die CDU-Frakti-
on das Thema im Parlament auf. »Es gibt so 
viele finanzielle Baustellen in Bremerhaven. 
Wir brauchten endlich Klarheit, um über-
haupt zu planen«, erklärt Christine Schnitt-
ker, Abgeordnete aus der Seestadt. In der 
Bürgerschaft blockierten die Abgeordneten 
von SPD und Grünen jedoch die Forderung 
nach einer gerechteren, finanziellen Stel-

lung Bremerhavens und stimmten gegen 
eine zügige Novellierung. Insbesondere die 
Abgeordneten aus Bremerhaven ernteten 
dafür viel Empörung und Unverständnis. 
Doch der CDU-Antrag verfehlte seine Wir-
kung nicht. Ende Januar legte der Senat eine 
Vereinbarung vor. Für Bremerhaven hatte 
der neue CDU-Stadtkämmerer Thorsten 
Neuhoff mitverhandelt.

Das Land übernimmt die Schulden von Bre-
merhaven und Bremen, außerdem erhöht 
es die Zuweisungen an beide Städte. Bre-
merhaven erhält wegen seiner geringeren 
Steuerkraft einen zusätzlichen Ausgleich. 
Auch die Forderung der CDU-Fraktion, dass 
das Land zukünftig nicht nur die Kosten für 
Lehrer, sondern auch zum Beispiel für nicht 
unterrichtende Pädagogen übernimmt, fin-
det sich in der Einigung wieder. »Das ist ein 
wichtiger Schritt. Schade, dass der Senat 
nicht früher mehr Eigeninitiative und Inte-
resse für Bremerhaven gezeigt hat«, resü-
miert Schnittker. Die Entlastung Bremer-
havens sei Grundlage, um in der Seestadt 
weiterhin bei Einwohnern und Wirtschafts-
kraft für Wachstum zu sorgen.�

Hartnäckigkeit 
der CDU zahlt 
sich für Bremer
haven aus

Aus dem Parlament
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28195 Bremen

Plastikbechern, Strohhalmen und To-Go-Verpackungen aus 
Kunststoff ist in den vergangenen Jahren der Kampf angesagt 
worden. Zu Recht: Die Einwegprodukte verbrauchen nicht nur 
Ressourcen und Energie bei ihrer Herstellung, sondern verur-
sachen auch viel Müll. Während andere Veranstalter vorma-
chen, dass es auch komplett Einwegfrei geht, setzt die Messe 
Bremen als städtischer Eigenbetrieb trotzdem auf Plastikmüll. 
Der Bremer Senat sieht dennoch keinen Grund für Eile.

Mehr als 346.000 Tonnen Abfall fielen allein 2017 in Deutsch-
land durch Einweggeschirr an. Bei Großveranstaltungen wird 
jedoch zunehmend auf Einweg-Plastikgeschirr verzichtet. Im 
Bremer Weserstadion kommen zum Beispiel bereits seit meh-
reren Jahren nur noch Mehrwegbecher zu Einsatz, genauso wie 
auf dem Freimarkt oder bei dem Festival La Strada. Nicht so bei 
der Messe Bremen, einem städtischen Eigenbetrieb der Stadt 
Bremen. Hier wird auf Messen, Konzerten oder Partys immer 
noch zum Großteil in Wegwerf-Plastik ausgeschenkt. Rund 50 
Prozent der Gefäße, die dort über den Tresen gehen, sind Ein-
wegprodukte. Bei rund 115 Veranstaltungen im Jahr kommen so 
über zwei Tonnen Plastikmüll zusammen, musste Staatsrat Ek-
kehard Siering (SPD) im Parlament auf eine Anfrage der CDU-
Fraktion eingestehen.

»Wenn es anderswo geht, warum verzichten die Messe Bremen 
und die ÖVB-Arena nicht auf Wegwerf-Geschirr?«, hakte der 
CDU-Abgeordnete Jens Eckhoff beim Staatsrat in der Fragestun-
de nach. Die Antwort des Senatsvertreters klingt ambitionslos 
und bürokratisch: Erstmal müsse man Kosten vergleichen, Platz 
zum Spülen und Lagern prüfen und den Transport organisieren. 
»Das sind für mich Ausreden zum Nichtstun. Wenn man das 
wirklich will, lässt sich das auch umsetzen. Den entstehenden 
Mehrkosten stehen geringere Kosten für die Abfallentsorgung 
gegenüber«, sagt der umweltpolitische Sprecher Frank Imhoff. 
Statt Vorreiter bei der Plastikreduzierung zu sein, wolle sich der 
Senat für die Umsetzung von einwegfreier Gastronomie in den 
Messehallen offenbar so lange Zeit lassen wie möglich. Denn 
spätestens wenn ein entsprechender EU-Beschluss zum Verbot 
von Einwegplastikprodukten in nationales Recht umgewandelt 
wird, muss auch die Messehalle plastikfrei sein. »Das aber kann 
noch Jahre dauern. Ich finde es inakzeptabel, so lange zu warten. 
Erstaunlich, dass ein grüner Koalitionspartner sowas mitmacht«, 
sagt Imhoff.�

Hoch,  
die Tassen

…aber bitte weniger Einweg-Plastik

  
Aus dem Parlament


